
Bundessozialgericht

Az„; 8 RV 617/69
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I m N a m e n d e s V o 1 k e s

U r t e 1 1

in dem'■echtsstreit

„_ . ,. ’:'5 € a Klägerin, Revisionsklägerin und
VGTKUHÖGtam ' /‚‘—v Revisionsbeklagte,2„ Februar 1971

8 e g
ein

RegHauptsekretär
als Urkundsbeamter

Beklagter, Revisionsbeklagtcr und
ReVisionskläger°

Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündlicne Verhandlung vom 2° Februar 1971 durch

Senatspräsident S t e n g e 1
— Vorsitzender —,

Bundesrichter P e t e r s e n ?
Bundesrichter S o n n e n b e r g ,
Bundessozialriohter L a u e r und '

Bundessozialriohter\ H 6 n l e

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin
gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

4° Juli 1969 wird zurückgewiesen„

Auf die Revision des Beklagten wird das angefoch—

tene Urteil abgeändert; die Klage wird abgewiesen„

soweit die Klägerin Ersatzansprüche für die Heil—

behandlung Airtti:::x vor dem 18„ September 1962

geltend macht°

Im übrigen wird die Revision des Beklagten zurück—

gewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten„
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G r ü n d e

Der bei der Klägerin gegen Krankheit versicherte Kriegs—

versehrte Aq;;rg:x:xz(A„) wurde vom 10 August bis 12° Sep-

tember 1962 wegen Stecksplittern im Rücken mit Eiterung

stationär behandelt und war bis zum 26„ September 1962

arbeitsunfähig° Auf dem Krankenschein der Klägerin unter-

zeichnete er folgende vorgedruckte Erklärung:

"Falls die Voraussetzungen vorliegen, beantrage
ich Gewährung des Einkommensausgleichs nach
@ 1? BVG„"

. 1

Diesen Krankenschein legte er am 17° August 1962 in der

Zahlstelle der Klägerin erstmals vor° Auf seinen an das

Versorgungsamt (VersorgA) gerichteten Antrag vom 18° Sep—

tember 1962 erkannte dieses mit Bescheid vom 22„ Februar
1963 die Rücken— und Armbeschwerden als Schädigungsfolgen

an und gewährte Heilbehandlung mit Wirkung vom 1° Septem—

ber 1962 an, lehnte jedoch die Gewährung von Rente ab,

weil die Erwerbsfähigkeit nicht um wenigstens 25 V„H° her—

abgesetzt sei° Mit Schreiben vom 28„ September 1964 teilte

die Klägerin dem Beklagten die Dauer der Arbeitsunfähig_

keit sowie der stationären Behandlung des A° mit und bat

um Mitteilung, ob der von ihr noch geltend zu machende
Ersatzanspruch anerkannt werde und ob sie dem Versicher—

ten Einkommensausgleich zahlen könne° Der Beklagte ant—

wortete am 27„ Oktober 1964:

"Ersatzanspruch, einschließlich Einkommensaus—
gleich, wird mit Beginn des Antragsmonats — also

ab 1° September l962 — anerkannt _
Daraufhin zahlte die Klägerin den Einkommensausgleieh vom

l° September 1962 an° . 3’ f.
__

«”

Wegen der Erstattung der aufgewendeten Heilbehandlungs—

kosten ergaben sich Meinungsverschiedenheiten, so daß
\"

\
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die Klägerin im Dezember 1965 Klage erhoben hat mit dem

Antrage,

den Beklagten zur Erstattung der Heilbehand—
lungskosten für die Zeit vom 17° August bis

26° September 1962 im Gesamtbetrag von 661,61 DM

zu verurteilen°

Das Sozialgericht (SG) hat dem entsprechen, Das Landes—

sozialgericht (LSG) hat das Urteil des SG abgeändert und

die Klage abgewiesen, soweit die Klägerin Ersatzansprü—

che für die Zeit vor dem 1° September 1962 geltend macht;

im übrigen hat es die Berufung zurückgeWiesen und die

Revision zugelassen° Soweit es sich um die Zeit vor dem

1° September 1962 handele, habe das SG den Beklagten zu

Unrecht verurteilt, der Klägerin die von ihr geltend ge—

machten Aufwendungen zu ersetzen„ Dieser habe zwar auch

ein Anspruch auf Ersatz eines Teiles der Pflegekosten zu-

gestanden, die ihr durch die stationäre Behandlung des

Beechädigten vom 1'/ August bis zum 31, August 1962 ent—
standen seien, der Anspruch sei jedoch inzwischen ver-

jährt° Nach 9 19 Abs° 1 Satz 2 des Bundesversorgungsge—

setzes (BVG) in der Fassung des Ersten Neuordnungsgesetzes
(1° NOG) sei Ersatz für die Kosten der Heilbehandlung frü—

hestens von der Anmeldung des Versorgungsanspruchs an zu
gewähren, wenn der Zusammenhang der Krankheit mit einer

Schädigung "erst während der Heilbehandlung" anerkannt
werden sei" A° habe seinen Versorgungsanspruch (späte—

stens) am 17° August 1962 angemeldet; denn an diesem Tage

müsse er der Klägerin bei der Aushändigung des Kranken—

scheins die von ihm unterzeichnete Erklärung vorgelegt
haben, durch welche

er die Gewährung von Einkommensaus—

gleich nach @ 17 BVG beantragt habe° Anträge auf Versor-

gungsleistungen seien nach 5 6 Abs° 2 des Gesetzes über

das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (VeerG)

bereits rechtswirksam, wenn sie bei einem Träger der So—
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zialversicherung gestellt seien; die Vorlage des Antrags—

schreibens bei einer Zahlstelle der Klägerin reiche so»

mit aus° Der Anspruch auf Ersatz des Einkommensausgleichs

falle unter © 20 BVG aF° Einer besonderen Anmeldung des

Versorgungsanspruchs habe es im Rahmen dieser Bestimmung

nicht bedurft„ @ 21 Abs° 1 BVG aF sei hier nicht anwend—
bar, weil die Klägerin bereits vor der Auszahlung des

Einkommensausgleichs beim Beklagten angefragt habe, ob

sie diese Leistung gewähren könne° Die Ersatzansprüche

seien aber gemäß @ 21 Abs° 2 BVG nF verjährt, soweit der

Beklagte die Verjährung nicht durch die Abgabe von Aner—
kenntnissen unterbrochen habe° @ 21 Abs° 2 Satz 2 BVG nF

bestimme, daß die Verjährung der Ersatzansprüche mit

Ablauf des Jahres beginne, ”in dem die Heilbehandlung
oder Krankenbehandlung durchgeführt worden ist, frühe—

stens jedoch mit der Anerkennung des Versorgungsanspruchä"°

Dieser Gesetzeswortlaut sei eindeutig° Er könne nur da-

hin verstanden werden, daß der Beginn der Zweijahresfrist

lediglich in den Fällen auf den Schluß des Kalenderjahres

verlagert werde, in denen bei der Fristberechnung vom

Ende der Heilbehandlung ausgegangen werden müsse° Werde

der Bescheid über die Anerkennung des Versorgungsanspruchs

erst in einem der folgenden Jahre erlassen, beginne die

Frist bereits mit der Zustellung des Bescheides° Da der

Bescheid am 27„ Februar 1963 eingeschrieben an den Be—
schädigten abgesandt worden sei, gelte er als am 20 März

1963 zugestellt° Die Verjährungsfrist sei daher am
20 März 1965 abgelaufen° Die Verjährung sei lediglich

hinsichtlich derjenigen Ersatzleistungen unterbrochen

worden, die für die Zeit ab 1° September 1962 zu gewäh—

ren seien° Der Beklagte habe diese Leistungen mit seinem

Schreiben vom 27° Oktober 1964 ausdrücklich "anerkannt".

Anerkenntnisse unterbrechen nach 5 208 des Bürgerlichen
Gesetzbuches (BGB), der hier entsprechend heranzuziehen

sei, den Ablauf der Verjährungsfrist° Damit beginne eine
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neue Verjährungsfrist, die vorliegend bis
zur Klageerhe—

bung noch nicht verstrichen gewesen sei„ '

Gegen das Urteil haben beide Beteiligte Revision eingelegt,

Die Klägerin beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und den

_Beklagten zu verurteilen, an sie 207,— DM

zu zahlen, sowie die Revision des Beklagten

zurückzuweisen„

Sie rügt mit näherer Begründung eine Verletzung des 5 21

Abs° 2 BVG idF des 1° NOG„ Sie habe wenigstens darauf ver»

trauen dürfen, daß der Beklagte im vorliegenden Falle bis

zum 31° Dezember 1965
von der Einrede der Verjährung abse-

hen würde° Die Erhebung der Einrede stelle einen Verstoß

gegen den Grundsatz von Treu und Glauben und damit eine

unzulässige Rechtsausübung dar° Im übrigen hält sie das

Urteil des LSG, soweit es der Klage stattgegeben hat, für

zutreffend.

‘ Der Beklagte beantragt,

die Revision der Klägerin zurückzuweisen

sowie unter Abänderung des angefochtenen

Urteils die Klage abzuweisen.

.Er rügt mit näherer Begründung die Verletzung des 5 6

VeerG (Kriegsopferversorgung —KOV—)° Die Erklärung A„s

vom 26° Juli 1962 enthalte keinen wirksamen Versorgungs-
antrag° Im übrigen habe A, vor dem 18. September 1962 kei—

nen Antrag "gestellt"°
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Die Revisibnen beider Beteiligten sind durch Zulassung

statthaft (@ 162 Abs° 1 Nr„ 1 des Sozialgerichtsgeset—

zes —SGG—)sowie form— und fristgerecht eingelegt und

begründet worden° Damit sind sie zulässig° Nur die Revi-

sion des Beklagten konnte Erfolg haben°

Der Antrag der Klägerin muß dahin ausgelegt werden, dab
g

das angefochtene Urteil, soweit es die Klage abgewiesen ‚\

hat, abgeändert und der Beklagte zur Zahlung eines wei—

teren Betrages an Pflegekosten für die Zeit vom 17„ bis

510 August 1962 verurteilt werden soll„ Auf Grund der

beiden Revisionsanträge ist die gesamte Klage auf ihre

Begründetheit zu überprüfen°

Für die Entscheidung des Rechtsstreits kommt es zunächst

darauf an, in welchem Zeitpunkt ein Anspruch der Kläge-

rin auf Ersatz der für die Heilbehandlung des bei ihr

versicherten A° aufgewendeten Kosten gern° @ 19 Abs„ 1

BVG idF des 1„ NOG vom 27° Juni 1960 (BGBl I S° 453)

entstanden ist° @ 19 Abs° 1 BVG aF besagt, daß die Kran—

kenkassen ihre Aufwendungen ersetzt erhalten, wenn sie

nicht nur nach dem BVG zur Gewährung von Heilbehandlung-

verpflichtet sind° Zur Gewährung der Krankenhausbehand—

lung und zur Zahlung von Krankengeld war die Klägerin

nach Krankenversicherungsrecht (@ 20 Reichsknappschafts—

gesetz —RKG—i„V„m° @@182, 184 EVO) verpflichtet; da—

gegen enthält nur das BVG eine Regelung über den Einkom—

mensausgleich„ @ 19 Abs° 1 Satz 2 BVG aF macht den Er—

satz davon abhängig, daß der Zusammenhang der Krankheit

mit einer Schädigung im Sinne des 5 1 BVG anerkannt ist;

wird der Zusammenhang ers@ während der Heilbehandlung

anerkannt, so entsteht der Ersatzanspruch frühestens mit

der Anmeldung des Versorgungsanspruchs°

”;N? Äff
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Der Ersatzanspruch der Klägerin ist nicht bereits dadurch

ausgeschlossen, daß die behandelte Krankheit A.s erst nach

der Durchführung der Heilbehandlung, nicht schon während

der Dauer des
Heilverfahrens, als Schädigungsleiden aner—

kannt worden ist (BSG, SozR BVG @ 19 Nr° 2).

Die Klägerirxstütztihren Anspruch darauf, daß der Versi—

cherte Spätestens am 17. August 1962 durch die Vorlage des

Krankenscheins mit der unterzeichneten Erklärung über den

Einkommensausgleich einen Versorgungsantrag gestellt habe.

Unter Berufung auf € 6 Abs° 2 VeerG sieht sie hierin zu

Unrecht einen wirksamen Antrag, der ihren Ersatzanspruch

nach S 19 BVG am 17° August 1962 habe entstehen lassen°

Es kann unerörtert bleiben, ob A. mit seiner Erklärung

überhaupt einen Antrag auf Anerkennung seines Versorgungs—

leidcns stellen wollte und ob ein derartiger Antrag wirk—

sam wäre° Denn es kommt auf diesen Antrag nicht an° Gemäß

% 1 Abs° 1 BVG ist der Antrag Voraussetzung für die Aner—
kennung einer Schädigung; als solche hat er eine doppelte

Funktion, er ist zunächst einmal materiell-rechtliche Vor-

aussctzung des Versorgungsanspruchs (BSG 2, 290, 292), zum
anderen setzt er das Verwaltungsverfahren in Gang, Hier hat

unstreitig der Beklagte das Tatbestandsmerkmal "Antrag" in
'dem Schreiben vom 17. September 1962 als erfüllt angesehen,

und derselbe Antrag hat das Verwaltungsverfahren, das zur

Anerkennung des behandelten Leidens führte, veranlaßt. Der

Anspruch der Klägerin entsteht nach @ 19 Abs. 1 Satz 2 BVG

aF erst mit der Anerkennung, jedoch rückwirkend auf den

Tag der Antragstellung° Wenn @ 19 Abs. 1 Satz 2 BVG aF
die Anmeldung des Versorgungsanspruchs über den Beginn der

Ersatzleistung entscheiden läßt, meint er aber den Antrag,

der tatsächlich zur Anerkennung des behandelten Versorgungs—

leidens geführt hat; denn nicht allein der gestellte Antrag

begründet den Anspruch der Krankenkasse auf Ersatz ihrer
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Aufwendungen° Erst mit der Anerkennung, für die wie—

derum der Antrag Voraussetzung ist, entsteht ihr Er—

stattungsanspruch„ Zwar hätte A„ — die Wirsamkeit sei—

nes Antrages vom 17° August 1962 unterstellt — den Be—
scheid anfechten und die Anerkennung mit Wirkung vom

1„ August 1962 erreichen können° Da er gegen den Bescheid

jedoch keine Einwände erhoben hat, ist lediglich der

zweite Antrag zum Anstoß für die Anerkennung der von der

Klägerin behandelten Krankheit geworden. Das ergibt sich

auch aus der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts°

Zwar ist bisher nur entschieden, daß ein vom VersorgA

bindend abgelehnter Antrag nicht über den Beginn eines

Ersatzanspruchs der Krankenkasse bestimmen könne (BSG

SozEntsch BVG@19 Nr. 5 —BSGIX/3; s° auch BSGin
SozR BVG @ 19 Nr° 7); in den Gründen ist aber ausgeführt,

daß auch dann, wenn der zunächst abgelehnte Antrag spä—

ter zum Erlaß eines Zugunstenbescheides verwendet wird,_

nur der Inhalt des Bescheides für den Ersatzanspruch der

Krankenkasse maßgebend ist, nicht der vielleicht vor vie—

len Jahren gestellte Antrag„ Die Anerkennung ist hier

mit Wirkung vom 1° September 1962 bindend geworden° Da—

mit ist auch nur der Antrag vom 180 September 1962 als

wirksam angesehen worden“ Der an A0 gerichtete Bescheid

war der Klägerin vor Klageerhebung länger als 1 Jahr be—

kannt, so daß sie an seinen Inhalt in gleicher Weise wie

der Beschädigte gebunden ist. .1.

Im übrigen muß die Regelung des @ 19 Abs° 1 Satz 2 BVG

aF im Zusammenhang mit 5 60 Abs° 1 BVG aF gesehen wer—
den° Nach dieser Vorschrift beginnt die Beschädigtenverw

sorgung mit dem Monat, in dem ihre Voraussetzungen erw

füllt sind, frühestens mit dem Antragsmonat° Nach der

gesetzlichen Konstruktion kommt also eine Ersatzleistung

an die Krankenkasse vor der Wirksamkeit der Anerkennung

eines Schädigungsleidens nicht in Frage" Wird die Aner—

&
,

„9-—
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kennung eines Leidens als Schädigungsfolge erst vom Be-

ginn des Antragsmonats an wirksam, so liegt auch erst von

da an eine anerkannte Schädigungsfolge vor° Der Ersatz—

anspruch der Krankenkasse umfaßt nicht alle von dieser

für einen Versorgungsberechtigten geleisteten Aufwendun—

gen, sondern nur
diejenigen, die durch die Behandlung von

Schädigungsfolgen entstanden sind, die wirksam anerkannt

und damit in die Versorgung einbezogen sind. Somit ist

nur der Antrag
vom 18° September 1962 zugunsten der Klä—

gerin zu berücksichtigen° Ein darüber hinausgehender Er—

satzanspruch kann auf @ 19 BVG nicht gestützt werden.

Auf die Wirksamkeit des Antrages vom 17° August 1962

kommt es mithin nicht an. Damit erweist sich die Revision

der Klägerin als unbegründet und muß zurückgewiesaawerden.

Was die Revision des Beklagten anlangt, so bleibt zu prü—

fen, ob er sich wirksam zum Ersatz der in der Zeit vom
1° bis zum 17° September 1962 entstandenen Heilbehandlungs—

kosten verpflichtet hat° Denn nach den Feststellungen des

LSG hat er der Klägerin unter dem 27„ Oktober 1964 mitge—

teilt, daß deren Ersatzanspruch für nach dem 1° Septem—

ber 1962 entstandene Heilbehandlungskosten anerkannt werde.

Wie oben dargelegt, war der Beklagte zum Ersatz der Heil—

behandlungskosten, die vor dem 18. September 1962 entstan—

den waren, nicht verpflichtet° Die Parteien sind beide

juristische Personen des öffentlichen Rechts° Sie haben

öffentliche Interessen zu wahren und sind aus diesem Grunde

an die bestehenden Rechtsvorschriften gebundeno Beide Par—

teien sind also den ihr Arbeitsgebiet ordnenden rechtlichen

Regelungen unterworfen‚ Das bedeutet, daß der Beklagte

keine Leistungen gewähren darf, die nicht durch Gesetz
begründet sind, die Klägerin Leistungen nicht entgegen—

nehmen darf, die ihr nicht kraft Gesetzes zustehen‚ Als

der Beklagte seine Erklärung abgab, wußten beide Betei—

ligte, daß er nicht entgegen dem Gesetz Ansprüche der
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-]_O..

Klägerin begründen kann° Deshalb darf die Erklärung des

Beklagten nur so verstanden werden, daß er der Meinung

‘ war, die Rechtslage gebiete eine Ersatzleistung vom

1° September 1962 an° Diese unrichtige Erklärung des

Beklagten kann den gesetzlichen Anspruch der Klägerin

auf Ersatz der Heilbehandlungskosten erst vom 180 Sep—

tember 1962 an nicht berühren,

Der Ersatz des
an A. gezahlten Einkommensausgleichs vom

1° September 1962 an ist in der Revisionsinstanz nicht

mehr streitig„ Die Entscheidung der Vorinstanz ist inso—

weit richtig° Denn die Krankheit A„s war mit Wirkung vom

1° September 1962 als Schädigungsleiden im Sinne des

5 1 BVG anerkannt werden„ Von diesem Zeitpunkt an hatte

A° gemäß 5 10 Abs° 1 BVG einen Anspruch auf Heilbehand—

lung, die nach 9 11 Abs„ 1 Ziff„ 5 BVG den Einkommens”

ausgleich umfaßt hat° Nach % 21 Abs„ 1 Satz 1 BVG muß

die Krankenkasse ihren Ersatzanspruch nach S 20 bei Ge-

währung von Einkommensausgleich spätestens einen Monat

nach dessen erster Anweisung bei der zuständigen Verwal-

tungsbehörde vorläufig anmelden. Das hat die Klägerin

zwar nicht getan, sie hatte jedoch vor der Auszahlung

des Einkommensausgleichs bei dem Beklagten angefragt, ob

diese Leistung zu gewähren sei, so daß es einer Anmeldung

nicht mehr bedurfte° Da der Beklagte mit seinem Schreiben

vom 27. Oktober 196“ den Anspruch auf Einkommensausgleich

und den Ersatzanspruch anerkannt und dieses Anerkenntnis

entsprechend @ 208 BGB die Verjährung unterbrochen hat,
sind die Ansprüche im Umfange des Urteils der VorinStanz

auch nicht etwa verjährt, zumal die Vorschriften des BGB

über die Hemmung, Unterbrechung und Wirkung der Verjäh—

rung, soweit das BVG selbst keine eigenen Bestimmungen

getroffen hat, sinngemäß im Versorgungsrecht Anwendung

finden (vglu statt anderen BSG 8, 218, 221)° Die Revi—
sion des Beklagten ist somit begründet° ‘
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Die Klägerin kann hiernach die Erstattung der für A° auf—

gewendeten Heilbehandlungskosten für die Zeit vom 18° bis
26. September 1962, des Einkommensausgleichs darüber hin—

aus für die Zeit vom 1„ bis 17„ September 1962 verlangen°

Dementsprechend war — wie geschehen
— zu erkennen.

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 Abs„4 SGG°
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